
• Auf der Grundlage umfangreicher Vor­
arbeiten, etwa einer europäischen Konfe­
renz über die Stellung des Kindes und des 
Jugendlichen in der Gesellschaft im ver­
gangenen Jahr, hat der Regionalausschuß 
auf seiner Tagung in Helsinki im Septem­
ber 1979 ein mittelfristiges Programm in 
Familiengesundheit unter besonderer Be­
rücksichtigung der Gesundheit des Kindes 
beschlossen. Auch diese Aktivität ist als 
Teil eines weltweiten langfristigen Pro­
gramms für die Gesundheit von Mutter und 
Kind zu sehen, wie es von der Weltgesund­
heitsversammlung in diesem Jahr verab­
schiedet wurde. Schwerpunkte des euro­
päischen Programms werden sein: die ver­
änderte Rolle der Frau und das veränderte 
Spektrum der menschlichen Reproduktion; 
die Verlagerung in der Perinatalperiode 
von der Mortalität zur Morbidität; Säug­
lings- und Kinderernährung; neues Be­
wußtsein für aktive Gesundheitsförderung. 
Wie in anderen Fällen werden auch hier 
die regulären Haushaltsmittel kaum aus­
reichen, um alle für notwendig gehaltenen 
Maßnahmen zu finanzieren. Die Mitglied­
staaten sind deshalb um freiwillige Bei­
träge gebeten worden. 

• Schließlich soll noch das europäische 
Programm zur Förderung und Entwicklung 
der Forschung beispielhaft genannt wer­
den. Außer der Beratungsgruppe für Pro­
grammentwicklung nimmt noch ein zweites 
Gremium Einfluß auf die konzeptionelle 
Programmorientierung, der Europäische 
Beratungsausschuß für Medizinische For­
schung, in dem auch die Bundesrepublik 
Deutschland vertreten ist. Auf Grund sei­
ner Empfehlungen konzentriert sich das 
Forschungsprogramm auf fünf Bereiche: 
Standardisierung von Methoden und Ter­
minologie in biomedizinischer und in Ge­
sundheitsdienstforschung; Prävention, Pro­
phylaxe und Früherkennung; Prüfung von 
Arzneimitteln; Kostenentwicklung und Öko­
nomie. Das Programm wird in Zusammen­
arbeit mit den Kollaborationszentren in 
den Ländern durchgeführt (in der Bundes­
republik gibt es 17 solcher Zentren) und 
ist in seiner Bedeutung keinesfalls auf die 
Region begrenzt. Die Kollaborationszen­
tren und Forschungsinstitute wenden er­
hebliche Mittel für die Zusammenarbeit bei 
Pionierprojekten mit den Ländern der Drit­
ten Welt in Afrika, Asien und Lateinamerika 
auf, so bei der Erforschung der Tropen­
krankheiten. Außerdem wird die Struktur­
forschung angesichts der Kostenentwick­
lung im Gesundheitswesen nachdrücklich 
gefördert. 
II. Die WHO hat sich als Hauptziel Ge-
sundheit für alle bis zum Jahre 2000 ge­
setzt und wird damit einen wesentlichen 
Beitrag zu einer neuen Weltwirtschaftsord­
nung leisten, denn Gesundheit wird mehr 
und mehr im sozialen und ökonomischen 
Kontext gesehen. Der Schlüssel zur G e ­
sundheit für alle< ist nach übereinstimmen­
der Auffassung die primäre Gesundheits­
versorgung. Nach der Deklaration von 
Alma Ata (1978) ist darunter zu verstehen: 
»essential health care made universally 
accessible to individuals and families in 
the community by means acceptable to 
them, through their full participation and 
at a cost that the community and country 
can afford«. 

Wenn diese Empfehlung auch in erster 
Linie in Richtung der Entwicklungsländer 
tendiert, so ist sie doch auch von großer 
Bedeutung für die entwickelten Länder und 
damit auch für Europa — die einzige Re­
gion der WHO, in der die Entwicklungs­
länder nicht die Mehrheit bilden. Die pri­
märe Gesundheitsversorgung ist nämlich 
nach den Worten von WHO-Generaldirek-
tor Dr. Halfdan Mahler (Dänemark) den 
Lebensverhältnissen, also den Bedürfnis­
sen und Anforderungen der Gemeinschaft 
anzupassen, zu deren Dienst sie gedacht 
ist. Das Regionalbüro hat deshalb Strate­
gien für den europäischen Bereich zur Er­
reichung des Hauptzieles erarbeitet, die 
die typischen Gesundheitsprobleme der 
Region (wie Kostenanstieg, Umweltver­
schlechterung, wachsender Anteil älterer 
Menschen, Überernährung) berücksichtigen. 
Diese Leitlinien werden auch in das Ar­
beitsprogramm für die Jahre 1984—1989 
eingehen. Im übrigen ergeben sich aus 
nahezu allen laufenden Programmen des 
Regionalbüros Teilbeiträge zu diesem 
Hauptziel. 

Auch an dieser Stelle wird wieder die Ver­
flechtung der europäischen Programme mit 
den weltweiten, überwiegend entwicklungs­
länderbezogenen Aktivitäten der WHO 
sichtbar: das Rahmenprogramm >Primäre 
Gesundheitsversorgung< zielt in erster Li­
nie auf eine Verbesserung der Gesund­
heitsdienste in den Ländern der Dritten 
Welt. Da aber aus fast allen anderen Pro­
grammen (z. B. dem zur Familiengesund­
heit) wichtige Beiträge eingehen, kommen 
diese auch den Entwicklungsländern zu­
gute. Im übrigen sind fast 60 Prozent des 
Regulärbudgets der WHO für die Techni­
sche Zusammenarbeit mit den unterver­
sorgten Ländern bestimmt. Von diesem 
Regulärbudget hat die europäische Region 
in den vergangenen Jahren fast die Hälfte 
aufgebracht; demgegenüber standen nur 
etwa 6 Prozent des Gesamthaushalts für 
die Arbeit in Europa zur Verfügung. Der 
Beitragsanteil der Bundesrepublik an die 
WHO beläuft sich auf 7,58 Prozent. 
Ebenso wie in Genf gibt es für die Region 
für 1980/81 zum ersten Mal ein echtes 
Zweijahresbudget, das eine längerfristige 
Planung möglich macht. Die Bundesrepu­
blik Deutschland wirkt bereits während der 
Vorphase der Budgetaufstellung in der Be­
ratungsgruppe für Haushaltsfragen in Ko­
penhagen mit. Selbstverständlich bestehen 
auch hier — wie bei anderen internationa­
len Organisationen und bei den anderen 
Regionen — die Probleme, die sich aus 
der Entwicklung des Dollarkurses ergeben 
haben. 

Außer der Dezentralisierung, die bereits 
erläutert wurde und die nach einer Studie 
des Generaldirektors zur »Struktur der 
WHO im Lichte ihrer Aufgaben« weiter­
entwickelt werden soll, ist die aktive Mit­
arbeit in Kopenhagen noch auf Grund einer 
zweiten Tatsache für die Bundesrepublik 
Deutschland interessanter geworden: ne­
ben Englisch, Französisch und Russisch ist 
Deutsch als Arbeitssprache in der Region 
eingeführt worden. Die ersten Erfahrungen 
zeigen, daß damit die Information über die 
Arbeit der Weltgesundheitsorganisation und 
die Umsetzung der Arbeitsergebnisse in 
die Praxis wesentlich erleichtert worden 
sind. Voigtländer 

Chile: Treuhandfonds der Vereinten Nationen (50) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an 
den Bericht in VN 2/1979 S.69f. an.) 
Im August 1979 fand in New York die erste 
Tagung des Chile-Treuhandfonds der Ver­
einten Nationen statt, der im Vorjahr von 
der Generalversammlung bei sechs Gegen­
stimmen mittel- und südamerikanischer 
Staaten (unter ihnen Chile) und 35 Enthal­
tungen mit 98 Ja-Stimmen (darunter die 
der EG-Staaten) durch Resolution 33/174 
ins Leben gerufen worden war. Der Fonds 
wird gemäß der Finanzordnung der Ver­
einten Nationen vom Generalsekretär ver­
waltet. Ihm steht ein fünfköpfiger, von ihm 
jeweils für drei Jahre ernannter Treuhän­
derrat (Zusammensetzung s. S.188 dieser 
Ausgabe) zur Seite, dessen derzeitige Mit­
glieder aufgrund ihrer Mitarbeit in der Men­
schenrechtskommission und deren Ad-hoc-
Arbeitsgruppe für Chile als Experten aus­
gewiesen sind. Dem Gremium obliegt es, 
die materielle Basis des freiwilligen Fonds 
zu schaffen und die Beiträge so zu ver­
wenden, daß denjenigen Personen und 
ihren Familienangehörigen mittels bereits 
vorhandener Kanäle der Hilfeleistung hu­
manitäre, rechtliche und finanzielle Unter­
stützung gewährt wird, die durch Gefan­
genschaft oder Haft in Chile in ihren Men­
schenrechten verletzt wurden oder ihre 
Heimat verlassen mußten. Lai 

Rechtsfragen 

Seerecht: 8. Tagungsrunde der III. Seerechtskon­
ferenz der Vereinten Nationen, erster und zweiter 
Teil — Revidierter Verhandlungstext (51) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 6/1978 S.217f. fort.) 
Mit dem Abschluß der 8. Tagung besteht 
die III. Seerechtskonferenz nunmehr sechs 
Jahre. Auch diese Tagung hat das ihr ge­
steckte Ziel, den informellen Verhand-
lungstext< (ICNT) zu formalisieren, nicht 
erreicht. Nach dem ersten Teil der S.Ta­
gung wurde ein revidierter Informeller Ver­
handlungstext vorgelegt (ICNT/Rev.1), der 
im zweiten Teil der Tagungsrunde weitere 
Modifikationen erfuhr. Dennoch ist man 
sich in den umstrittenen Fragen kaum nä­
her gekommen, so daß es fraglich ist, ob 
die Konferenz wirklich, wie geplant, Ende 
1980 ihren Abschluß finden kann. 
Zugangssystem zum Meeresbergbau: Der 
ICNT/Rev.1 folgt stärker als sein Vorgän­
ger dem sogenannten Parallelsystem, das 
eine wirtschaftliche Ausbeutung des Mee­
resbodens a) durch die Behörde und b) 
durch Vertragsstaaten und deren Unter­
nehmen erlaubt. Insgesamt steht der ge­
samte Meeresbergbau, ob behördlich oder 
einzelstaatlich betrieben, unter einer weit­
gespannten Kontrolle der geplanten Mee­
resbodenbehörde. Umstritten ist allerdings, 
ob dieses System nur interimistisch gelten 
soll, bis die Meeresbodenbehörde das hin­
reichende Kapital und die Technologie er­
worben hat, um den Meeresbergbau als 
Monopol betreiben zu können. In diese 
Richtung deutet eine Revisionsklausel, die 
nach fünfzehn Jahren eine Revisionskonfe­
renz zwingend vorsieht. Sollte sich diese 
Konferenz nicht binnen fünf Jahren auf ein 
Abbausystem einigen können, so erfolgt 
u. U. keine weitere Genehmigung von Mee-
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resbodenaktivitäten. Angesichts der Mehr­
heitsverhältnisse auf einer derartigen Kon­
ferenz und dem entschiedenen Wunsch der 
Entwicklungsländer, ein behördliches Mee-
resbergbaumonopol zu begründen, bestün­
de über die Ausgestaltung eines so auszu­
handelnden Folgesystems kein Zweifel. 
Finanzierung der Meeresbodenbehörde: 
Grundsätzlich soll die Finanzierung der 
Meeresbodenbehörde im Wege eines 
Mischsystems erfolgen, das Beitragslei­
stungen der Vertragsstaaten und Abgaben 
der Bergbautreibenden vorsieht. Auf die 
Dauer soll aber das behördeneigene Un­
ternehmen (Enterprise) gewinnbringend 
arbeiten und einen Teil der Finanzierung 
der Behörde ermöglichen. 
Hauptstreitpunkt waren in diesem Komplex 
Berechnungsmodalitäten und Höhe der von 
den Bergbautreibenden zu leistenden Ab­
gaben. Die Entwicklungsländer versuchen 
mittels hoher und früh zu entrichtender Ab­
gaben der Bergbautreibenden das Enter­
prise zu finanzieren und die Gewinne der 
Unternehmen abzuschöpfen. Umstritten ist 
die Höhe des sogenannten zurechenbaren 
Reinerlöses, das heißt des Teils des Ge­
winnes eines integrierten Projekts (Förde­
rung, Transport, Verhüttung), der auf den 
Bergbau entfällt und damit allein der Ab­
gabenpflicht gegenüber der Behörde unter­
liegt. Hier nennt der revidierte ICNT 35 vH, 
was von den Industriestaaten als zu hoch 
bezeichnet wird. 

Die Entwicklungsländer verlangen ferner 
eine Vorwegleistung von 60 Mill Dollar von 
jedem Bergbautreibenden zum Zeitpunkt 
der Erteilung der Bergbaugenehmigung. 
Sie sind der Meinung, daß anders als durch 
eine derartige Vorwegleistung ein gleich­
zeitiger Beginn behördlicher Bergbautätig­
keit nicht zu sichern sei. Demgegenüber 
machen die Industriestaaten geltend, daß 
eine derartige Vorwegleistung die Renta­
bilität des Meeresbergbaus gefährde. Es 
könnten unmöglich von den Unternehmen 
zu einem Zeitpunkt derartige Abgaben ver­
langt werden, zu dem gerade die Investi­
tionskosten anliefen. Als Ausgleich fordern 
die Entwicklungsländer eine vertragsstaat­
liche Förderung (Kredite) des >Enterprise< 
bis zu 50 vH der Kosten einer Abbauopera­
tion. Die Gesamtkosten für ein integriertes 
Projekt (Abbau, Transport, Verhüttung) wer­
den derzeit auf 600—1000 Mill Dollar ge­
schätzt. Gegen eine Umlage dieser Kosten 
nach dem Beitragsschlüssel für den UN-
Haushalt wehren sich die Entwicklungslän­
der mit aller Entschiedenheit. 
Technologietransfer: Auch die Forderung 
nach einem Transfer von Meeresbergbau-
technologie dient dem Aufbau eines be­
hördlichen Abbaumonopols und kommt 
(wenn auch verhältnismäßig schwächer) der 
Entwicklung von Meeresbergbaukapazitä-
ten in der Dritten Welt zugute. Nach dem 
derzeitigen Stand sind Hauptlieferanten 
der Technologie die Bergbautreibenden. 
Eine Verpflichtung der Vertragsstaaten be­
steht nur bezüglich des Transfers von Wei­
terverarbeitungstechnologie; die Auslegung 
dieser Klausel ist umstritten. Die Entwick­
lungsländer haben aber offenbar schon 
angekündigt, daß sie auch die Vertrags­
staaten zu einem effektiven Technologie­
transfer bezüglich aller Verarbeitungs- und 
Gewinnungsphasen verpflichten wollen. 
Rohstoffpolitik: Die Frage der rohstoffpoli-

184 

tischen Kompetenzen der Behörde stan­
den im zweiten Teil der 8. Tagung nicht 
im Vordergrund. Grundsätzlich ist der ICNT/ 
Rev.1 auf einen vorrangigen Schutz der 
Landproduzenten ausgerichtet. 
Organisation der Meeresbodenbehörde: 
Hauptstreitpunkt in diesem Komplex sind 
die Abstimmungsregeln für die Behörde — 
sprich der Minderheitenschutz. Es ist völlig 
offensichtlich, daß weder ein Veto nach 
dem Vorbild des Sicherheitsrats noch ein 
Abstimmungssystem nach Kammern (wie 
es von den USA favorisiert wurde) Zustim­
mung finden wird. Der ICNT forderte für 
Sachentscheidungen eine Dreiviertelmehr­
heit. Botschafter Engo als Vorsitzender der 
dafür zuständigen Verhandlungsgruppe 
schlug nunmehr im zweiten Teil der 8. Ta­
gung vor, davon abzugehen und bezeich­
nete das Erfordernis der Dreiviertelmehr­
heit als nicht konsensfähig. Er regte daher 
an, grundsätzlich zum System der Zwei­
drittelmehrheit für Sachfragen zurückzu­
kehren, für bestimmte Fragen jedoch eine 
positive Entscheidung davon abhängig zu 
machen, daß nicht eine bestimmte Anzahl 
von Staaten widersprochen habe. Entschei­
dend ist, welcher Anzahl ein derartiges 
Blockveto zugestanden werden soll. Hier 
werden Zahlen zwischen 5 und 10 genannt. 
— Ebenfalls umstritten bleibt das Verhält­
nis von Rat und Versammlung. Die Ent­
wicklungsländer bestehen darauf, die Ver­
sammlung als das oberste Organ der Be­
hörde, ausgestattet mit einer Vollmacht zur 
Festlegung der Kompetenzen, einzusetzen. 
Fischerei: Umstritten war in diesem Be­
reich vor allem, inwieweit den Binnenstaa­
ten und geographisch benachteiligten Staa­
ten ein Fischereirecht in fremden Wirt­
schaftszonen zugestanden wird. Die be­
troffene Staatengruppe scheint inzwischen 
resigniert zu haben und sich mit einem 
nichtjustitiablen >Recht< auf Beteiligung am 
Überschuß zufrieden zu geben. 
Abgrenzung des Festlandsockels: Hier ste­
hen sich die Forderungen der Küstenstaa­
ten mit breitem Schelf und die Wünsche^ 
der Binnenstaaten gegenüber. Erstere for­
dern eine Schelfbegrenzung, die möglichst 
weit über die Wirtschaftszone hinausgeht, 
die zweite Gruppe, der sich auch die So­
wjetunion angeschlossen hat, wünscht eine 
Begrenzung des Festlandsockelbereichs. 
Zur Zeit diskutiert wird die Formel von 
Botschafter Aguilar, wonach die Staaten 
den Schelf nach zwei Methoden berechnen 
können: a) 350 sm von der Basislinie, d. h. 
150 sm über die Grenze der Wirtschafts­
zone hinaus; oder b) nicht weiter als 100 
sm jenseits der 2500-m-Tiefenlinie. Um­
stritten bleibt unter dieser Formel die Be­
handlung des mittelatlantischen Rückens. 
Mariner Umweltschutz: Am weitesten fort­
geschritten scheinen die Verhandlungen 
bezüglich des marinen Umweltschutzes zu 
sein. Das schon auf der 7. Tagung vorge­
legte Ergebnis blieb im wesentlichen un­
verändert. Nicht durchzusetzen vermochte 
sich offenbar die Initiative einiger arabi­
scher Staaten, die die Einführung einer Ge­
fährdungshaftung befürworteten. 
Streitbeilegung: Fragen bezüglich der 
Streitbeilegung tauchten auf für den Tief­
seebergbau und die Abgrenzung von Mee­
reszonen. Die Streiterledigung für Fragen 
aus dem Meeresbodenteil des ICNT/Rev.1 
liegen bei einer speziellen Meeresboden­

kammer, deren Richter nunmehr (noch um­
stritten) von dem Gericht und nicht der 
Versammlung der Behörde gewählt wer­
den sollen. 
Von den Industriestaaten wird die Über­
prüfbarkeit des von der Behörde zu er­
lassenden Sekundärrechts gefordert. Damit 
vermochten sie sich nur insoweit durchzu­
setzen, als nunmehr dieses Sekundärrecht 
wenigstens im Einzelfall von der Meeres­
bodenkammer auf seine Vereinbarkeit mit 
der Konvention untersucht werden kann. 
Umstritten ist schließlich in diesem Zu­
sammenhang, inwieweit Staaten von Un­
ternehmen vor der Meeresbodenkammer 
verklagt werden können. Vor allem die so­
zialistischen Staaten wollen eine derartige 
Möglichkeit ausschließen. Bei Streitigkeiten 
über die Festlegung mariner Grenzen (Fest­
landsockel, Wirtschaftszone) ist weiterhin 
unsicher, ob es zu einer bindenden Streit­
beilegung kommen wird. 
Zeitplanung: Die 8. Tagung dauerte insge­
samt zwölf Wochen (vom 19. März—27. 
April in Genf, vom 19. Juli—24. August in 
New York). Für 1980 sind zehn Wochen 
vorgesehen: 3. März—3. April und 28. Juli 
bis 29. August. Dabei soll es sich um die 
letzte Tagung handeln. Wo 

Verschiedenes 
Funkverwaltungskonferenz In Genf: Themen — 
Vorbereitungen — Erwartungen (52) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an 
den Beitrag von G. Hausmann, Die Inter­
nationale Fernmelde-Union, VN 2/1979 
S.57ff., an.) 
I. Ziel der vom 24. September bis zum 30. 
November 1979 tagenden weltweiten Funk­
verwaltungskonferenz (World Administra­
tive Radio Conference, WARC-79) ist es, 
die auf alle Funkdienste anwendbaren in­
ternationalen Bestimmungen der Vollzugs­
ordnungen für den Funkdienst (VO-Funk) 
grundsätzlich zu revidieren, zu harmoni­
sieren und auf den neuesten, der techni­
schen Entwicklung entsprechenden Stand 
zu bringen (einschließlich der Neuvertei­
lung der Frequenzbereiche). Die letzte Ge­
neralrevision der VO-Funk war 1959 eben­
falls in Genf vorgenommen worden; seit­
her hatten sich spezielle weltweite Funk­
konferenzen lediglich mit den neuesten 
Entwicklungen und den Frequenzbedürfnis­
sen einiger der insgesamt 40 in der VO-
Funk behandelten Funkdienste befaßt. 
Die große Bedeutung dieser von der 
WARC-79 angestrebten Generalrevision der 
VO-Funk, die auch so wichtige Dienste wie 
etwa den Beweglichen, den Ortungs-, den 
Weltraum-, den Amateur- und den Rund­
funkdienst international regelt, für die 154 
Mitgliedstaaten der Internationalen Fern­
melde-Union (ITU) kann kaum überbewer­
tet werden. Dies um so mehr, als davon 
ausgegangen wird, daß die von der WARC-
79 als Regierungskonferenz vorzunehmende 
Generalrevision der VO-Funk, die in dieser 
Form als Anhang zum Internationalen Fern­
meldevertrag von Malaga-Torremolinos 
(1973) die Geltung eines internationalen 
Vertrages hat, aller Voraussicht nach bis 
zum Jahre 2000 und möglicherweise bis ins 
21. Jahrhundert hinein Geltung haben wird. 
Der entscheidende Einfluß der Beschlüsse 
der WARC-79 auf die zukünftige Entwick­
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